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15. Mai 2009 
 
„Mit grünen Ideen Gemeindefinanzen stabilisieren“ 
Redeskript Christine Scheel, Fraktionsvize der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen 
 
Krise und Steuerschätzung 
 
Wir stehen vor einer außergewöhnlich schwierigen Situation. 
 
Die Krise ist in der Wirtschaft angekommen. Die Wirtschaftleistung schrumpfte gegen-
über dem Vorjahresquartal um 6,7 %. Einen derartigen Einbruch hat es in der Geschich-
te der Bundesrepublik noch nie gegeben! Aufträge und Umsätze brechen weg, Insol-
venzen steigen nach Schätzungen von Creditreform auf 35.000 (das sind 20 % mehr als 
2008), wir haben 2,6 Millionen angemeldete Kurzarbeiter und der Frühjahrsaufschwung 
am Arbeitsmarkt ist ausgeblieben 
 
Entsprechend dramatisch sind die Ergebnisse der Steuerschätzung: Dieses Jahr fehlen 
den Kommunen bundesweit 7,6 Mrd. Euro, in den folgenden Jahr werden noch höhere 
Ausfälle von 10,7 Mrd. Euro, 12,1 Mrd. Euro und 12,2 Mrd. Euro befürchtet, bis 2013 
summieren sich die gesamten Ausfälle für alle staatlichen Ebenen auf rund 316 Mrd. Eu-
ro., 43 Mrd. Euro davon fehlen allein den Kommunen. Die Koalition hat ihre finanzpoliti-
sche Seriosität verspielt. Denn große Teile der Ausfälle sind selbst gemacht. So kosten 
allein die Steuerrechtsänderungen wie die missglückte Pendlerpauschale, Abziehbarkeit 
der Krankenkassenbeiträge und Steuersenkungen aus den Konjunkturpaketen die 
Kommunen in diesem Jahr 2 ½ Mrd. Euro und im nächsten Jahr 4,7 Mrd. Euro, dass 
sind also jeweils etwa ein Drittel der Gesamtausfälle.  
 
Noch täuscht das umfangreiche Konjunkturpaket für die Kommunen darüber hinweg, 
dass den Kommunen schwere finanzielle Einbrüche bevorstehen. Ihre Einnahmen wer-
den bei der Gewerbesteuer um 14,7 % einbrechen, hinzukommen Einbußen bei ihrem 
Anteil aus den Gemeinschaftssteuern über das Gemeindefinanzierungsgesetz. Zusätzli-
che Soziallasten werden die Situation verschärfen. Diese Einbußen werden die Wirkung 
der Konjunkturpakete stark abschwächen bzw. aufheben. 
 
Städtetagspräsident Christian Ude schätzt, dass der Finanzierungssaldo der Kommunen 
sich um mindestens 8 Mrd. Euro dramatisch verschlechtern wird und in ein Minus von 
mindestens 1 Mrd. Euro mündet. 
 
Auch für Bayern wird es eng – 2009 sind 750 Millionen Euro Steuermindereinnahmen zu 
erwarten, 1,5 Mrd. Euro für 2010. Hier ist ein Nachtragshaushalt fällig! Der Finanzminis-
ter Georg Fahrenschon will das nicht wahrhaben und träumt immer noch von einem 
ausgeglichen Haushalt im nächsten Jahr 2010 – Er will den Bürgerinnen und Bürgern 
vor der Bundestagswahl keinen reinen Wein einschenken, dann wüssten die nämlich, 
dass die ganzen Steuersenkungsankündigungen von Horst Seehofer nur „heiße Luft“ 
sind und nicht mal Bayern sich das noch leisten kann. 
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Mit Bankenrettungsfonds, Unternehmensrettungsfonds, 80 Mrd. Euro für Konjunkturpa-
kete hat die Koalition milliardenteure ungedeckte Schecks verteilt. Die Krise lässt zu-
sätzlich die Ausgaben nach oben schießen. Wir stehen vor einer historischen Rekord-
verschuldung von nach unseren Schätzungen insgesamt 93 Mrd. Euro im Jahr 2009. 
Den neugeschaffen Schattenhaushalt Investitions- und Tilgungsfonds (20,4 Mrd. Euro) 
beziehen wir mit ein, auch das gehört zur finanzpolitischen Seriosität. 
 
Die Kanzlerin und der Bayerische Ministerpräsident müssen endlich auf den Boden der 
Tatsachen zurückkommen und ihre Steuersenkungsversprechen versenken. Alles ande-
re ist vorbereiteter Wählerbetrug. Das ist nach der Steuerschätzung für jedermann of-
fensichtlich. In der Union herrscht aber offenbar kompletter Realitätsverlust. Der Wirt-
schaftsflügel der Union fordert Steuergeschenke für Großunternehmen. Erbschaftsteuer 
und Solidaritätszuschlag sollen abgeschafft werden. Die CSU fordert die Einkommens-
teuer zu senken, die Kalte Progression zu korrigieren und die Wohnungsbauförderung 
wieder einzuführen. Neueste Idee – Steuerprivilegien für Sprit schluckende Dienstwagen 
sollen weiter ausgedehnt werden. CSU-Landesgruppenchef Peter Ramsauer verstieg 
sich sogar zu der Behauptung: "Eine strukturelle, nachhaltige Steuerreform verdient die-
sen Namen nur, wenn sie auf Gegenfinanzierung verzichtet". Diesem Sammelsurium 
fehlt jegliche ordnungspolitische Orientierung, die großkoalitionäre Schuldenbremse ist 
jetzt schon Makulatur. 
 
Was wir jetzt brauchen sind klare Prioritäten für Investitionen in Klimaschutz, Bildung 
und soziale Gerechtigkeit. Es ist aberwitzig, wenn der Bundesfinanzminister, Peer 
Steinbrück, ausgerechnet zusätzliche Studienplätze – die wir dringend brauchen – unter 
Haushaltsvorbehalt stellt. Die derzeitige Regierungskoalition hat kein Konzept, wie wir 
gestärkt aus dieser Krise herauskommen. Ich behaupte: Wir Grüne haben ein solches 
Konzept! 
 
Konjunkturpakete im förderalen Gerangel verzögert – Grüne wollen Kommunen 
stärken mit nachhaltigen Investitionen in Bildung und Umwelt 
 
Die Investitionshilfen sind bei Städten und Gemeinden gut angelegt. Die Kommunen 
sind der mit Abstand größte öffentliche Auftraggeber und leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Stabilisierung von Handwerk und Wirtschaft vor Ort.  
 
Föderales Wirrwarr und Gerangel zwischen Bund und Ländern hat allerdings die Um-
setzung verzögert. Erst am 2. April haben Bund und Länder die Verwaltungsvereinba-
rung unterschrieben, d.h. 3 Monate nach Vorliegen des Entwurfs. Dabei wurde maxima-
le Unsicherheit über die Förderbereiche, Fördersummen und die Zusätzlichkeit von In-
vestitionen geschaffen. Es kann nicht sein, dass der Amtsschimmel wiehert, während 
die Krise galoppiert.  
 
Bisher ist kein Cent aus dem eigens eingerichteten Investitions- und Tilgungsfonds für 
kommunale Investitionen abgeflossen. Dies liegt nicht nur daran, dass Abflüsse erst 
nach Rechnungsstellung erfolgen. Sondern daran, dass im Förderschwerpunkt kommu-
nale Bildungsinfrastruktur ja erst in den Sommerferien wieder gebaut werden kann, 
nachdem die Osterferien von Bund und Ländern verdiskutiert worden sind. Außerdem 
warten wahrscheinlich viele Kommunen auf die erweiterten Handlungsspielräume, die 
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das BMF mit Schreiben vom 23. März 2009 angekündigt hatte. Nach dem Inkrafttreten 
der Grundgesetzänderung aus der Förderalismuskommission II - voraussichtlich im Juli 
2009 - wird der Kreis der förderfähigen Investitionsvorhaben deutlich erweitert sein. Fa-
zit: Die Projekte laufen an, aber ein kurzfristiger Konjunkturimpuls ist davon wohl nicht 
zu erwarten. 
 
Ebenfalls mit diesem Schreiben verkündet das BMF, dass für die Prüfung, ob Maßnah-
men zulässig und Mittel richtig verwendet wurden, allein das BMF selbst zuständig ist. 
D.h. die Länder sind aus der Verantwortung raus. Wie der Bund (also der Bundesrech-
nungshof) allein das prüfen will, ist mir nicht klar. Außerdem bleibt das Risiko, dass Mit-
tel zurück gefordert werden damit allein bei den Kommunen. 
 
Das sogenannte Zukunftsinvestitionsgesetz ist ein Etikettenschwindel, weil Investitionen 
nicht gezielt in die Qualität der Bildung, in erneuerbare Energien und nachhaltigen Ver-
kehr fließen - also in Zukunftsbereiche, in denen wir enormen Nachholbedarf haben. Die 
Kommunen brauchen zielgenaue Programme und für die Umsetzung Handlungsspiel-
räume vor Ort. 
 
Auch der Rest des Konjunkturprogramms der Bundesregierung wirkt noch nicht. Einzi-
ger „Erfolg“ - allerdings ein giftiger - ist die Abwrackprämie, wo derzeit 354 Mio. Euro 
abgeflossen sind. Allerdings ist diese nicht nur ökologischer sondern auch ökonomi-
scher Unfug. Die Mitnahmeeffekte liegen bei 95% Nach dem Auslaufen wird der Neu-
wagenmarkt dramatisch zusammenbrechen.  
 
Das Institut für Urbanistik hatte für die nächsten 10 Jahre einen Investitionsbedarf von 
700 Milliarden Euro in den Kommunen ermittelt. Davon sind 70 Mrd. Euro Nachholbe-
darf. 410 Mrd. Euro kostet die Erhaltung der laufenden Infrastruktur und 220 Mrd. Euro 
sind für Erweiterungen erforderlich. 
 
Investitionsprogramme sind schön und gut. Angesichts des Investitionsstaus sind sie 
aber nur der sprichwörtliche „Tropfen auf den heißen Stein“. 
 
Es muss darum gehen, dass die Kommunen aus ihren laufenden Einnahmen genug Mit-
tel zur Verfügung haben um das Funktionieren der kommunalen Infrastruktur zu sichern.  
 
Steuern im Grünen Wahlprogramm 
 
Die Kosten der Krise sollen durch eine einmalige Vermögensabgabe nach Artikel 106 
GG zweckgebunden gegenfinanziert werden. Diese Abgabe steht allein dem Bund zu 
und wurde eigens zur Finanzierung außergewöhnlicher Belastungen in das GG aufge-
nommen. Damit wäre gesichert, dass ein erheblicher Teil der Krisenkosten nicht aus zu-
künftigen Steuergeldern getilgt werden müsste. 
 
Ein höheres Erbschaftsteueraufkommen soll den Ländern für mehr Bildung zur Verfü-
gung stehen, ebenso wollen wir frei werdende Gelder aus dem Solidaritätszuschlag in 
einen Bildungs-Soli umwandeln. Ein teil der Mittel aus dem Solidarpakt II soll aber 2011 
zur Finanzierung der Altschuldenhilfe für Länder und Kommunen umgewidmet werden – 
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denn die Schuldenbremse kann ohne Altschuldenhilfe zum Bumerang für finanzschwa-
che Kommunen werden. 
 
Der Spitzensteuersatz wird auf 45% angehoben, soll aber erst für höhere Einkommen  
als derzeit wirksam werden. 
 
Das Ehegattensplitting soll in eine Individualbesteuerung mit übertragbarem Höchstbe-
trag umgewandelt werden, freiwerdende Mittel fließen in eine Kindergrundsicherung und 
in mehr und bessere Kinderbetreuung. 
 
Wir wollen konsequenter gegen Steuerhinterziehung und Steuerbetrug vorgehen. Bun-
desbürger haben etwa 400 Mrd. Euro am Fiskus vorbei im Ausland gebunkert. Der jähr-
liche Steuerschaden liegt im oberen zweistelligen Milliardenbereich. Wir wollen deshalb 
das Personal bei Betriebsprüfung, Steuerfahndung und Justiz aufstocken. Eine Steuer-
fahnderin bringt statistisch gesehen 1 Million Euro Steuermehrertrag pro Jahr in die 
Staatskasse, kostet aber nur 80.000 Euro inklusive Pensionsansprüchen. Steueroasen 
müssen ausgetrocknet werden. Der Prozess der sich hier international vollzieht ist hoff-
nungsvoll, dass sich nach Jahren der Absichtserklärungen wirklich mal etwas bewegt, 
sogar die Schweiz wird wohl zukünftig Auskünfte mit den deutschen Behörden austau-
schen. 
 
Gewerbesteuer: 
 
Die gute Nachricht kam am Mittwoch. Angela Merkel hat Städten und Gemeinden ver-
sprochen, nicht an der Gewerbesteuer zu rütteln. Ich hoffe die CDU-Vorsitzende hält 
sich an diese Zusage, denn ihr Wunsch-Partner nach der Wahl, die FDP, will die Ge-
werbesteuer abschaffen und auch der Wirtschaftflügel der Union vertritt diese Forde-
rung.  
 
Die Gewerbesteuer hatte zuletzt ein Aufkommen von 41 Mrd. Euro und lag damit auf 
Platz 3 der wichtigsten Steuerarten insgesamt und ist bei weitem die wichtigste kommu-
nale Einkommensquelle. Ihr zentrales Problem ist die starke Konjunkturabhängigkeit. 
 
Die Grünen haben sich für die nächste Wahlperiode vorgenommen die Gewerbesteuer 
zu einer kommunalen Wirtschaftssteuer weiterzuentwickeln. Eines der Reformziele ist 
ihre Verstetigung. Mit dieser Steuer soll durch die volle Einbeziehung gewinnunabhängi-
ger Elemente, wie z.B. der Fremdkapitalzinsen, die Bemessungsgrundlage der bisheri-
gen Gewerbesteuer weiter verbreitert werden.  
 
Auch Freiberufler sollen in die Gewerbesteuerpflicht einbezogen 
werden. Das vermeidet wirtschaftlich oft nicht nachvollziehbare Abgrenzungsprobleme 
und schafft faire Wettbewerbsbedingungen.  
 
Ein ausreichend hoher Freibetrag soll vor allem kleine und mittlere Unternehmen entlas-
ten. Die volle pauschale Anrechenbarkeit auf die Einkommenssteuer bleibt erhalten. 
Hinzu kommt ein Vor- und Rücktrag von Gewerbesteuer die nicht mit Einkommensteuer 
verrechnet werden konnte. 
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Grundsteuer 
 
Die Grundsteuer fristet mit einem 2-Prozent-Anteil am Gesamtsteueraufkommen nur ein 
Schattendasein. Sie ist derzeit weder gerecht noch ökologisch und in jedem Falle re-
formbedürftig. Grundlage der heutigen Grundsteuer sind veraltete Einheitswerte, der 
Flächenverbrauch selbst bleibt unberücksichtigt. Damit werden Einkaufszentren auf der 
grünen Wiese begünstigt, verdichtete Bauweise in den Zentren benachteiligt. Diese öko-
logische Fehlsteuerung wollen wir beseitigen.  
 
Das ist ein ambitioniertes Anliegen, Reformversuche an der Grundsteuer von Seiten der 
Länder sind sicherlich nicht ohne Grund im Sande verlaufen. 
 
Bei der Reform der Grundsteuer verfolgen wir 3 Ziele: Wir wollen einerseits die Finanzsi-
tuation der Kommunen stärken und zweitens zugleich eine ökologische Lenkungswir-
kung erzielen. D.h. wir wollen, dass die Grundsteuer, Anreize zur Modernisierung von 
Brachen, Baulücken und Verdichtungspotentialen in besiedelten Bereichen gibt. Dabei 
sollte drittens die Lösung möglichst unbürokratisch und transparent sein.  
 
Alle drei Ziele sind miteinander im Konflikt, ein Maximum an Flächenverbrauchslenkung 
ist nicht gleich bedeutend mit einem Mehr an Einnahmen und/oder Verteilungsgerech-
tigkeit. Und umso ausdifferenzierter ein Modell wird, umso komplizierter wird es. 
 
Hinzu kommt: Die Grundsteuer kann derzeit noch auf die Mieter umgelegt werden. Eine 
Erhöhung der Grundsteuer wäre nicht nur unsozial, sondern würde die gewünschte öko-
logische Lenkungswirkung der Steuer vereiteln. In sozialer Hinsicht wirkt eine stärker 
flächenorientierte Grundsteuer entlastend, da bisher der Mietwohnungsbau als verdich-
tete, aber hoch bewertete Bauweise stärker belastet wird. Gleichwohl sollte flankierend 
das Mietrecht, genauer gesagt die Betriebskostenverordnung überprüft werden. Denn 
die Grundsteuer ist ja bereits eine Steuer auf den Vermögenswert, der Bestandteil der 
Grundmiete sein sollte.  
 
Sicher ist aber schon, dass unser Modell auf aktualisierten Bodenrichtwerten und der 
Flächeninanspruchnahme basieren muss. Die Grundsteuer soll den Charakter einer 
kommunalen Vermögenssteuer bekommen, die als Gegenleistung zur Inanspruchnah-
me kommunaler Infrastruktur zu deren Finanzierung in stärkerem Maß beiträgt.“ 
 
Kosten der Unterkunft 
 
Der Anteil des Bundes an den Kosten der Unterkunft sinkt stetig. Von durchschnittlich 
29,1 Prozent 2005 auf 26 Prozent in diesem Jahr – Ursache ist die sinkende Anzahl der 
Bedarfsgemeinschaften. Der Formelkompromiss für die Ermittlung des Bundesanteils ist 
unbefriedigend und benachteiligt strukturell die Kommunen. Es zählt die Anzahl der Be-
darfsgemeinschaften, tatsächliche Kostensteigerungen z.B. für Heizung bleiben bei den 
Kommunen hängen. Mit der Dauer der Krise wird auch die Zahl der Bedarfsgemein-
schaften wieder steigen, die Formel wird auch wieder zu einer höheren Bundesbeteili-
gung führen. Insgesamt wäre aber eine Beteiligung des Bundes an den tatsächlichen 
Kosten nachhaltiger. 
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Auswirkungen hat auch die starke Zunahme des Niedriglohnsektors. Dies schlägt sich in 
der wachsenden Zahl der "Aufstocker" nieder, also von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, die ergänzend zu ihrem Einkommen Arbeitslosengeld II beziehen müssen. 
Diese Bedarfsgemeinschaften beziehen oftmals ausschließlich Kosten der Unterkunft, 
da ihr Einkommen zunächst auf die vom Bund finanzierte Regelleistung angerechnet 
wird. Hier könnte man kurzfristig Erleichterung schaffen, indem die Einkommensanrech-
nung jeweils hälftig auf die Bundes- und auf die Kommunalleistung erfolgt. 

Letztlich ist das aber nur eine Krücke. Wir müssen in der nächsten Wahlperiode errei-
chen, dass Menschen von einem Vollzeitjob wieder leben können ohne zusätzliche 
staatliche Unterstützung zu beziehen. Wir fordern deshalb einen Mindestlohn. Mit dem 
grünen Progressivmodell werden alle kleinen Einkommen bis 2.000 Euro von Sozialab-
gaben entlastet, d.h. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben mehr Netto in der 
Tasche und sind nicht mehr auf ergänzendes Arbeitslosengeld II angewiesen. 

Vielen Dank! 


